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Von der Mietskaserne zur Komfortwohnung unserer Tage 

Werner Hertle 

Die Wohnungsversorgung in der „guten alten Zeit" 

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts bewegte die unübersehbare Wohnungsnot 
auch die Regierungen der europäischen Staaten. Sie forderten die Entwicklung und 
den Bau vorbildlicher Wohnhäuser. Beispielhafte Modelle aus aller Welt wurden der 
Öffentlichkeit vorgestellt. Damit war der Mietwohnungsbau als Betätigungsfeld für 
Architekten entdeckt. In der Folgezeit beschäftigten sich immer mehr von ihnen mit 
dem Wohnungsbau. 
Im Jahre 1903 wurde der Bund Deutscher Architekten gegründet. 1907 entstand der 
Deutsche Werkbund. Auf der Werkbundausstellung in Köln im Jahre 1914 wurde 
,,das Kleinhaus" und „das Etagenhaus" für mittlere Einkommen vorgestellt. 
Trotzdem sind die um 1900 erbauten Häuser nach Entwurf und Ausführung zu den 
schwachen Leistungen des neuzeitlichen Wohnungsbaus zu rechnen. Die Anordnung 
der Flügelbauten, die langen Flure und auch die unbefriedigende Fassadengestaltung 
vieler Wohnbauten der damaligen Zeit gaben Anlaß zur Kritik. 
Neben den ländlichen und kleinstädtischen Siedlungen gewannen im Wohnungswe­
sen vor allem die Mittel- und Großstädte in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht zu­
nehmend an Bedeutung. 
Die Idee der liberalen Marktwirtschaft mit der Aufhebung aller zu Beginn des 
19. Jahrhunderts noch bestehenden Beschränkungen durch die Bauernbefreiung, die 
Gewerbefreiheit und den Freihandel ermöglichte einen Umbruch. Die Schattenseiten 
der liberalen Marktwirtschaft zeigten sich jedoch sehr bald an den - für heutige Be­
griffe - in Deutschland unmöglichen Wohnverhältnissen für Arbeiter. 
Zugleich kam es, bedingt durch die Industrialisierung im 19. Jahrhundert, zu einem 
Strukturwandel im Wohnungsbau. An den bestehenden Ausfallstraßen der Städte 
setzte sich ein Haus an das andere; Baulücken füllten sich mit mehrstöckigen Miets­
häusern von pseudostädtischem Charakter neben der alten niedrigen Wohnbebauung. 
Höfe und Ortschaften in Außenbezirken der wachsenden Städte wurden überflutet 
von der ungezügelten Expansion. Wenn wir den Berliner Bebauungsplan Hob rechts 
aus der Mitte des 19. Jahrhunderts betrachten, dann finden wir dort ein schematisches 
System breiter Straßen, Sternplätze und bis an die Grenze des Erlaubten und technisch 
Möglichen überbaute Parzellen mit mehreren Hinterhöfen hintereinander. Die 
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Wohnungselend um 1900. 

schlecht ausnutzbaren Restflächen im Inneren der großen Wohnhausblocks wurden 
mit Schulen besetzt. 
Man war der Meinung, daß die Mietskaserne trotz der hygienischen und sozialen 
Schattenseiten die allein mögliche Form für die Unterbringung der Arbeiterbevölke­
rung sei. 
Ein ohne Rücksicht auf die Aufstellung der Möbel entworfener W ohnungsgrundriß 
und eine unzureichende Ausstattung mit Wasser und sanitären Installationen der Ar­
beiterwohnungen war die Regel. Die Türen saßen meist unpraktisch in der Mitte der 
Trennwände, die Zahl und die Leistungsfähigkeit der Schornsteine genügte nicht, um 
alle Zimmer zu beheizen, die Wasserzapfstellen im Flur waren unzureichend, die für 
mehrere Familien gemeinsamen Aborte befanden sich im Hof. Die Treppen waren 
schmal und steil, die Flure eng, Querlüftungen fehlten oft. In den Wohnküchen spielte 
sich das Leben der Familien ab. Die Mißstände erhöhten sich bei den Kellerwohnun­
gen und bei den allgemein üblichen Dachgeschoßwohnungen mit schrägen Wänden. 
In den Schlafzimmern ging es eng zu. Die Kinder hatten größtenteils kein eigenes Bett. 
Das häufige Vorkommen der Lungentuberkulose war im Zusammenhang mit den 
schlechten Schlafverhältnissen jener Zeit zu sehen. 
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Sozial eingestellte Unternehmer erkannten die Mißstände recht bald. Im ersten Jahr­
zehnt des 20. Jahrhunderts erfuhr daher der Werkwohnungsbau seine stärkste Aus­
dehnung. Die Zechen des Ruhrgebietes beispielsweise verfügten damals über nahezu 
100 000 Werkwohnungen. Die meisten dieser vor 1914 erbauten Wohnungen bestan­
den aus vier Zimmern, von denen zwei im Erdgeschoß und zwei weitere im ausgebau­
ten Dachgeschoß lagen. Die Gesamtwohnfläche betrug 60 bis 90 m2 • Zu jeder Woh­
nung gehörte in der Regel ein Abort, ein Stall, eine Waschküche im Keller und 400 bis 
600 m2 Gartenland. 
Erstmals beschäftigte sich gegen Ende der 1860er Jahre die württembergische Stände­
vertretung mit einem großen Siedlungsprojekt. Es handelte sich um das „Postdörfle" 
in Stuttgart, eine Wohnanlage für „niedere Eisenbahn- und Postbedienstete", die au­
ßerhalb der städtischen Erweiterungszone gegen Nordosten an der neuerbauten 
Bahnhofstraße (heute Heilbronner Straße) geplant war. Mit der Ausführung des Pro­
jekts wurde Oberbaurat Georg Morlok (1815-1896) aus Stuttgart betraut. Morlok 
gliederte das steile Terrain in Terrassen, in denen die Mietwohngebäude erstellt wur­
den. In dieser Siedlung fanden in 34 dreistöckigen Häusern mit 201 Zwei- und Drei­
Zimmer-W ohnungen Unterbeamte der staatlichen Verkehrsanstalten eine neue Hei­
mat. Künstlerisch war Georg Morlok dem romantischen Klassizismus verhaftet, ein 
Stil, der seit den 1840er Jahren in Württemberg Eingang gefunden hatte. Im Zweiten 
Weltkrieg fiel das „Postdörfle" weitgehend den Bomben zum Opfer. Auch in unserer 
Gegend war Morlok kein Unbekannter. Er war an der baulichen Erweiterung des 
Hüttenwerks in Wasseralfingen beteiligt und hatte dort mehrere Arbeiterwohn­
blocks, die sogenannten „Laborantengebäude" an der Wilhelmstraße errichtet. Auch 

„Ich möchte nach dem äußeren Ebenbild des Hauses, in dem ich über 25 Jahre 
gewohnt, Arbeiterwohnungen errichten zur Vermietung und nach den Umstän­
den zu späterem Eigentum treuer Familien. Ich habe im Halbdunkel im Bette 
die Skizzen gemacht . .. Für ein Haus mit kleinem Gärtchen ist schon ein Sechs­
tel bis ein Achtel Morgen ausreichend. Hält man eine Ziege, so braucht man not­
wendig mehr. Land- und Butterwirtschaft darf nicht betrieben werden ... Sonst 
muß der Mann mit der Frau im Garten arbeiten ... und dann arbeitet er zu 
Hause und ruht auf der Fabrik . .. Es wäre wünschenswert, zu 1000 bis 1200 Ta-
ler etwas Solides herzustellen ... nur kleine Gartenkultur für H aus und 
Ziege ... " 

Aus einem Brief von Alfred Krupp aus dem Jahre 1887 
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B~1~brung 
für oie Sauunterneqmer uno SaufJanowerfsleute. 

I. IJlacfJ § 73 ber 230Il3ief)ungs 0 merfügung 3ur 13auorbnunq uom 30. IJlouember 1882 f:Jat ber 
13auuntemef:Jmer bem Q3aufontroUeur- um nadJfieljenben 6tabien bes Q3aumefcns, f omeit jofdJe 
im ein3efnen ßaufaile oorfommen, filn0eige 3u mac!Jen, nem[idJ: 

1. uon ber filusftecfung bes Q3aues, 
2. oon ber l.llerjetung ber erjten 6ocfe[f dJid)te, mobei minbeftens biejenigen 6ocMfteine 

oerf ett fein müfjen, aus rne[cfJen bie ooilftänbige @ebäubeanfage erjidJfüdJ ijt (bie 
erjten 6ocfe[fteine fämtficfJer 0:cfen bes @ebäubes unb etmaiger morf:prünge), 

3. menn bas @ebäube \yeuerungseinric!Jtungen ober eine Q3ranbmauer erf:Jäft, oon ber 
Q3een~igung bes ffioljbaues unb ber ba3u gehörigen jyrnerungsanfagen, aber nodJ 
bur 13eginn ber @i:pf erarbeiten, 

4. oon ber frertigjteilung bes ßaues. 
Q3ei Q3auten auf G:in3e[moljnfiten ober f onjfiqen, in ägn[idJer filseije oon Drtf cf)aften ab= 

gelegenen ßauten bebarf es jebocfJ ber filn3eige 3iff. 2 niciJt. 
6ofort nadJ erf:Jaltener filn3eige f)at ber Q3aufontroileur bie Q3efidJtigung bes Q3aumejens 

uoqunef:Jmen, nacfJ me[dJem mit bem Q3au fortgefa!Jren rnerben barf, f omeit nidJt megen oor= 
gefunbener ?ITTänge[ eine 0:infteilung besf efflen angeorbnet mirb. 

9)ie Unterlafjung her Q3ei3ief:Jung bes Q3aufontroileurs, f ornie merfegfunqen gegen bie -bau= 
po[i3ei[idJen moriciJriften unb filbroeidjungen oon ben I_J3[änen 3ie!Jen für bie \Baunterne!Jmer 
unb Q3auf:Janbmerfer, f omeit nicfJt bie einfdJ{ägigen Q3ejtirnmungen bes ~eidJsftrafgef etbudjs filn, 
menbung ~nben, @elbftrafen bis hll 150 m?arf ober .paft bis 3u fecfJs ~od_)en nac!J jicfJ. 

SDie betreffenben 'Eeftimmungen bes 6trafgef etbudjs fauten: 
§ 330. filser bei ber Eeitung ober filusfüfJrung eines Q3aues miber bie aUgemein anerfannten 

ffiegeln ber \Saufunjt bergejta[t f:Janbert, ba§ fJieraus für anbere @efaf:Jr entftegt, mirb mit @e[b= 
ftrafe bis 3u neunfJunbert ill'larf ober mit @efängnisftrafe bis 3u einem ,0afJr bejtraft. 

§ 367 3iff. 14 unb 15. illcit @dbftrafe bis 3u einhunbertjünfaig ill'larf ober mit .paft 
mirb bejtraft, rner Q3auten ober filusbeff erungen uon @ebäuben, Q3runnen, \Brücfen, @;dJ[euf en 
ober anberen Q3aumerfen uornirnmt, ofJne hie oon ber 1_]3o{i3ei anqeorbneten ober f onit erforber, 
licfJen 'Sidjerf)eitsma§regcfn 3u treffen; ferner rner afs \Bauf:Jerr, Q3aumeijter ober Q3auljanbmerfer 
einen Q3au ober eine filusbefierung, rno3u bie po[i3eifüf:Je @eneljmigung erforber[icfJ ijt, ofJne bieje 
@eneljmigung ober mit eigenmäd)tiger filbroeicfJung uon bem burc!J bie Q3ef:Jörbe genef:Jmigten 
\Bau:p(ane ausfügrt ober ausfüljren lä§t. 

§ 368 3iff. 3 unb 4. ?ITTit @e[bftrafe bis 3u fecfJs3ig ?ITTarf ober mit .paft bis 3u 14 
5tagen mirb beftraft, rner oljne :po(i3ei[ic!Je 0:daubnis eine neue ß=rnerftätte erridJM ober eine 
bereits uorf:Janbene an einen anbem Drt uer(egt; ferner mer es unterfä§t, bafür 3u f argen, ba§ 
hie jyeuerftätten in feinem .pauf e in. bauficfJem unb branbficfJerem 3ujtanbe unterlja[ten, ober 
baf, bie 6c!Jomfteine 3ur mf)ten .Seit gereinigt merben. 
II. lieber bie in bem Q3eftanb bes Q3auvfates burdJ bas Q3aumef en ftatt~nbenbe meränberung 

ift nacf:J § 21 ber l.llerorbnung oom .;}af:Jre 1849 ?ITTe§ut:funDe unb .panbrif, 3u fertigen unb 
bem Drtsoorjteljer oor0ufrgen. 
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('llrt. 89 b. !B.,D.) 

roirb f)iemit unter her Q3ebingung her G:inl,J~~ ... ~t;1mtlict beglaubigten fßaupfone5, ber allgemeinen im @efeB, in 
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als Architekt einiger Kirchen in der Umgebung hat Georg Morlok seine vielseitige Be­
gabung unter Beweis gestellt. Von ihm stammten die Pläne für die Pfarrkirchen in 
Pommertsweiler (1857), Lauchheim (1869) und Dalkingen (1871); 1868 schuf er die 
Marienkirche in Aalen (vgl. Karlheinz Bauer, Die Stefanskirche in Wasseralfingen, in: 
Aalener Jahrbuch 1988, S. 185-197). 
Unter Aufsicht der Königlichen Bauinspektion entstanden in Aalen an der Bahnhof­
straße, an der Braunen- und Goethestraße (jetzt Stauffenbergstraße) in den Jahren vor 
dem Ersten Weltkrieg Wohnungen für Eisenbahner. Die dauernden Versetzungen, 
der Zu- und Abgang von Personal rissen immer wieder Lücken in den Wohnungsbe­
stand, die nicht vom allgemeinen Wohnungsmarkt gefüllt werden konnten. 
Hinzuweisen ist auch auf die um die Jahrhundertwende erbaute Werksiedlung der 
Schwäbischen Hüttenwerke in Wasseralfingen. Die Siedlung im Westheim kann auf­
grund ihrer sozialen Zusammensetzung nicht als Arbeitersiedlung angesprochen wer­
den. In dieser Wohnanlage fanden in einer klar gegliederten Rangordnung Direktoren 
sowie auch Arbeiter ein zu Hause. 
Nach der ersten Berliner Volkszählung von 1861 betrug die Bevölkerung 522 000 Ein­
wohner. Davon wohnten rund 48 000 in Kellerwohnungen. Von 106 000 Wohnungen 
hatten fast 50% nur ein heizbares Zimmer. Am Ende der liberalen Epoche der Woh­
nungswirtschaft bestanden nach der Reichswohnungszählung im Mai 1918 im Reichs­
gebiet (ohne Elsaß-Lothringen) 9,007 Millionen Wohnungen, davon 15,7% Groß­
wohnungen. Die Statistik gliedert die Kleinwohnungen wie folgt auf: 

Anzahl der Wohnräume 

2,68 Millionen Ein-Raum-Wohnungen 
5,64 Millionen Zwei-Raum-Wohnungen 

ohne Küche 

8,4% 
11,7% 

mit Küche 

21,4% 
50,9% 

Von den rund 9 Millionen Wohnungen im Deutschen Reich standen jedoch 188 278 
Wohnungen leer, davon 124 449 = 66,3% Kleinwohnungen. Im Grunde ein unhaltba­
rer Zustand, bei einer weiterhin großen Wohnungsnot. 
Noch zu Beginn des 20. Jahrhunderts wurden jährlich 200 000 Wohnungen gebaut. 
Ab 1914 sank die Neubauquote zunächst auf etwa 110 000 Wohnungen, dann -
kriegsbedingt-Jahr für Jahr um mehr als die Hälfte auf nur noch 2 800 Wohnungen im 
Jahre 1918. 
Die Zeit des Ersten Weltkrieges, der Inflation und der nachfolgenden schweren Wirt­
schaftskrise ließ eine weitere Entfaltung der industriellen Kapazitäten nicht zu. Die 
Folge war eine Stagnation der Bevölkerungszahlen. Trotzdem herrschte auch in unse­
rem Raum ein Wohnungsmangel, der vor allem bei Arbeiterfamilien zu sozialen Pro­
blemen führte. 
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Grundriß des Dienstwohngebäudes Nr. 2 für Bahnbedienstete an der Braunenstraße in 
Aalen, 1909. 
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Der Begriff „Wohnungsnot" entstand. Mancher Junggeselle war als Schlafgänger auf 
Untervermietung bzw. Bettvermietung angewiesen. So wie ein Arbeiter nach dem an­
deren am selben Arbeitsplatz arbeitete, so mußte auch einer nach dem anderen im sel­
ben Bett schlafen. 
In den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg wurden von dem Aalener Baumeister Wil­
helm Seifferer ganze Straßenzüge gebaut. Er hat dadurch erheblich an der Reduzie­
rung des Wohnungsmangels in Aalen mitgewirkt. 
Typisch für die damalige Zeit sind die von ihm entworfenen Wohnhäuser an der Bi­
schof-Fischer-Straße, an der Friedrich- und Friedhofstraße. Die Gebäude wurden 
größtenteils in Klinkerbauweise bzw. aus den sogenannten „Dopfersteinen" (in der 
Wasseralfinger Firma Dopfer gefertigte Schlackensandsteine) erstellt. Städtebauliche 

Gebäude Ulmer Straße 38. 
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Gebäude Bahnhofstraße 28. 

Akzente setzte Seifferer mit dem in der Zwischenzeit leider abgebrochenen Bau der al­
ten Apotheke Völter (Marktplatz 8) im Stil des Historismus. 
Besonders aktiv wurde Wilhelm Seifferer in der Umgebung seines Firmensitzes, im 
Bereich des damals noch kaum erschlossenen Bahnhofsplatzes: Das Haus Buchhand­

lung Wirth (Bahnhofstraße 28) ist von ihm geplant und gebaut. Ebenfalls das Gebäude 
Reisebüro Diemer (Bahnhofstraße 36 ), die Bahnhofsapotheke und die Nachbarhäuser 
bis zum Gebäude Fahrrad Bauer (Bahnhofstraße 29-33). Das Haus Ulmer Straße 38 
(ehemaliges Kreisjugendamt) bei der Marienkirche ist auch heute noch, trotz seines 
Alters, ein erhaltenswertes, stattliches Gebäude. Eines der letzten Höhepunkte aus 
Aalens Jugendstilepoche war ohne Zweifel die Villa Seifferer (Curfeßstraße 14) mit 
dem vorgelagerten Jugendstilgarten, der für das „Haus des Handwerks" wieder mu­
stergültig angelegt wurde. 

Die Weimarer Republik 

Durch Gebietsverluste und Zerstörungen kam es ab 1919 zu einer erneuten W oh­
nungsverknappung. Für den Wohnungsbau nach dem Kriege schuf- noch vor Kriegs-
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Gebäude Curfeßstraße 14 (,, Villa Seifferer"). 

ende - das Preußische Wohnungsgesetz die wesentlichen Voraussetzungen. Nach dem 
fast völligen Erliegen des Wohnungsbaus in der Zeit des Ersten Weltkrieges schaltete 
sich damit der Staat erstmals wieder in die Wohnungswirtschaft ein. Das Wohnungs­
wesen wurde Gegenstand einer weitverzweigten Gesetzgebung. Die Folge der W oh­
nungsnot bekam die gesamte Bevölkerung mittelbar oder unmittelbar zu spüren. 
1918 fehlten im Reichsgebiet 800 000 Wohnungen. 1925 ermittelte das Statistische 
Reichsamt einen Überschuß der Haushaltungen über die Zahl der vorhandenen W oh­
nungen von annähernd einer Million. Man machte den V ersuch, durch Beschlagnahme 
nicht voll belegten Wohnraums, durch den Um- und Ausbau von Lagern, Schuppen, 
Durchfahrten und ähnlichen Notlösungen den Wohnungsmangel zu mildern. Wie 
groß damals nicht nur die Wohnungsnot, sondern auch die Lebensmittelknappheit 
war, geht aus einer 1918 in einer Berliner Zeitung erschienenen Anzeige hervor: ,,Biete 
für den Nachweis einer Zwei-Zimmer-Wohnung 20 Mark Bargeld und - ein ganzes 
Brot." 
Infolge der Inflation in den Jahren 1918 bis 1923 kam der Wohnungsbau nur zögernd 
in Gang. In diesen Jahren schaffte man vorwiegend Kleinstwohnungen mit einer Ge­
samtgrundfläche von unter 40 m2• Diese Wohnungen bestanden aus zwei Zimmern, 
Abstellraum, Flur und Toilette. Der Kostenaufwand betrug 10 000 Mark. In der Fol-
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gezeit kam es jedoch bei den Baupreisen zu einer bedenklichen Entwicklung. Allein 
von 1913 bis 1919 waren Steigerungen von 270% zu verzeichnen. 
Nach der Stabilisierung der Währung im Jahre 1924 kam auch der Wohnungsbau wie­
der in Schwung; u.a. wurde mit Hauszinssteuermitteln die Bauwirtschaft angeregt. 
Staat und Politik drangen damit immer tiefer in die Wohnungswirtschaft ein, viel tiefer 
als dies in der Vergangenheit der Fall war. Wohnungszwangswirtschaft und Mietstop 
galten jedoch bereits seit 1917. 
Grundlage der Hauszinssteuer war die durch das Reichsmietengesetz von 1922 einge­
führte „Friedensmiete" von 1914. Obwohl die Hauszinssteuer durch die Dritte Steu­
ernotverordnung vom 14. Februar 1924 reichsrechtlich geregelt war, oblag ihre Aus­
formung und Erhebung doch den Ländern. Zugute kommen sollten die Erträge ein­
mal dem Wohnungsbau, dann aber auch allgemeinen Finanzzwecken von Reich, Län­
dern und Gemeinden. Die Höhe der Hauszinssteuer war insoweit festgelegt, als im 
Jahre 1924 mindestens 10%, 1925/26 mindestens 15% und von 1927 an mindestens 
20% der Friedensmiete dem Wohnungsneubau zugute kommen mußte. Erst die Not­
verordnung vom 9. März 1932 hob die Zweckbindung für den Wohnungsbau wieder 
auf. 
Mitte der zwanziger Jahre fehlten im Reich immer noch eine Million Wohnungen, ob­
wohl in der Zwischenzeit das Vorkriegsniveau im Wohnungsbau wieder erreicht war. 
In groß angelegten Bauprogrammen suchte man der Not Herr zu werden. Vor den 
Stadtgrenzen entstanden zumeist ein- bis zweigeschossige Siedlungen. Als Bauträger 
traten größtenteils gemeinnützige Bauvereine und Baugesellschaften auf. Wo diese 
fehlten, bauten die neu gegründeten Wohnungsfürsorgegesellschaften. Auch das 
Reich und die Gemeinden versuchten-durch „Hilfe zur Selbsthilfe" -die Not zu lin­
dern. Die Genossenschaftsidee wurde zu neuem Leben erweckt. 
In Stuttgart entwarfen Architekten wie Mies van der Rohe, Walter Gropius, Le Cor­
busier und Bruno Taut gemeinsam die „Weißenhofsiedlung". Anläßlich der Werk­
bundausstellung 1927 wurden neuartige Konstruktionen und Konzeptionen der Öf­
fentlichkeit vorgestellt. Allen Architekten war volle Freiheit in der Gestaltung ihrer 
Wohnhäuser gegeben unter der einzigen Bedingung, daß sie Flachdächer erhalten soll­
ten. Das von Le Corbusier geprägte Wort von der „ Wohnmaschine" wurde von vielen 
Gegnern der modernen Architektur scharf kritisiert. In Wirklichkeit sollte es aber 
nichts anderes zum Ausdruck bringen, als daß ein Wohnungsprogramm genauso ex­
akt bearbeitet werden müsse wie das Programm für den Bau einer Maschine. In der 
Folgezeit verringerte sich gegenüber der Zeit vor 1914 die Geschoßzahl, die durch­
schnittliche Wohnfläche und die Geschoßhöhe. Die Wohnungsbedürfnisse der Bevöl­
kerung wurden in einer Anzahl von Typen nach einheitlichen Grundsätzen festgelegt. 
Durchweg war ein großer Wohnraum von 18 bis 25 m2 mit anschließender kleiner Kü­
che von 6 bis 7 m2 vorgesehen. Die Küche wurde meist vollständig eingerichtet, so daß 
der Mieter hierfür keinerlei Möbel oder Einrichtungsgegenstände mitbringen mußte. 
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[CJ?ctu.J '!3d. üb"--r '.IDa~na.(,men gegen ~o.(,nungsmangd. 23om 
23. 6e~tembe-r 1918. (9t®Q31. 1143.) *) 

[~OL] § 1. 2Jcacf)t iicfJ im l8e5id einet @emeinbebe!Jörbe, in bem ei:n ~inigung5amt 
enimtet ijt, nadj bem Gfrmejjen her 2anbe55enttailie!Jötbe ein liejonber!3 j1atiet illcangel 
an iffioljnungen geltenb, io fann hie 2anbes3entta!.lieljörbe hie @emeinbeoeljörbe 3u hen 
in ben §§ 2 liis 5 lie3eicf)neten filnotbnungen ermäcf)tigen. 

Sl)as gleidje gilt iür l3e~ide, in benen l3efugniiie aus beu §§ 2 bis 5 her l3efannt­
madjung 3um Edju~e bcr illcieter gemiii5 § 11 'lllij. 1 biejer Q3efanntmacf)ung einer anbeten 
<Stelle ülierttagen iinb. 

§ 2. SDie @emeinbebeljötbe fann untcriagen, bat oljne iqre. oorfJergefJenbe ,Bu• 
~immung 

:i.) @eoäube ober S:ei!e uon @eliäuben t1bgebtocf)en, 
b) ffiäume, hie liis aum 1. D?tooer 191._8 5u iillofJnamecfen liejtimmt obet oenu~t 

touren, 511 anbeten 3toecfen, insliejonbere t1ls ijabrif-, 2ager-, 5!Berfftätttn-, 
'J)ienft• ober @eicfJäftsräume ·bermenbet toetben. 

:Die ,Buftimmung barf nur berjagt merben, toenn has ~nigtmgsamt jic:g mit her 
.~etjagung einoer11anben erflärt T:)at. 

§ 3. 'J)ie @emeinbelieqötbe fann nnorbnen, bafi bet ~erfügungsoerecfJtigte 

:i.) unoer3üg(icfJ filnaeige 3u erftatten ljat, jobalb eine 5!Bo!Jnung ober ~abrir-, 2ager-, 
iffierfftätten•, Sl)ien11•, @ejcf)äftsräume ober jonjtige ffiäume unbenu~t jinb, 

b) ihrem )Eemrftragten übet hie unbcnutJten iffioqnungert unb ffiäume joroie übet 
beten Bern;ietung :J{u5runft au erteilen unb i!Jm hie i.ßeiidjtigung 5u gejtatten ljat. 

~rn unbem.r~t gelten iffiof)nungen 1mb ffiäume bet lie3eid1neten füt, toenn jie böl!ig 
lcc-rjtcgen ober nut 5ut filufbemaqrung oon eaciJen hienen; jofern bem ißerfügungs• 
beredjtigtcn eint' ltnbere filufberoafmmg o!)ne Sjiitte 0ugemutet mcrben rann, obet toenn 
her ißerfügungslierecf)tigtc jeinen iffiognjit, bauernb ober 5cittoei!ig in bas feinblic:ge 2Ius• 
lanb oerlegt lJat. 

§ 4. ~at hie Qlemcinbcbc{Jörbe hcm ~etjügungsbercc!Jtigten für eine unoenu\)tc 
jffiolJnung ober für anbete unlicnutüc !Räume, hie 5u 5!Bo{Jn~tuccfen geeignet [inb, einen 
m:lof)nungsiudjcnben be3eicfJnet unb fommt 5roifc:gen ilJncn ein illcictocrtrng nicf,t auftanbc, 
fo ic~t auf filmufcn het @cmcinbebclJörbe haJ (nnigung~amt, falls für ben lßcrfügungf• 
beremtigten fein unoer!Jältni.smäi,iger 9cad1tcil 3u lieforgen ijt, einen WHetoetttag fejt. 
~et 5.Berttag gilt cls gefdiloficn, tuenn ber iffio!)nungfucfJenhe ni.d1t inner{Jalb einer tiom 
~inigungsamte 511 lieftimmcnben ~rift liei biejem iffiiberfprudj crf)ebt. 

Sl)as ~inigungsamt fann haliei. anotbnen, hafl bic @cmcinhe an Etdle bes m:lo{Jmmg• 
fudjcnben als llci.etet gilt unh oeteefJtigt ijt, hie illcietriiume bem iffiol)nungjudjenben tueitcr• 
3uocrmieten. 
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§ 5. filuf filnfotbern bet @emeinbebe1Jötbe l)at ber lBetfügungsbemfJtigte ber 
@emeinbc unbenu~te 'iyallrif•, 2aget•, filsctfftätten•, '.rlienft•, @ejc:f;äftstäume obet jonjtige 
ffiäume 3ut ~etrid}tung al5 filsofmräume gegen lßctgütung 3u übet!afien. '.rlas ~inigung?,. 
amt bejtimmt bie .l)öIJe bet lßctgühmg unb hie Sa!Jlungsbebingungen, toenn eine !tinigung 
gietübet nid}t 3uftanbe fommt. SDie @emeinbebegötbe ift bered)tigt, ben @ebtandj bct 
ljetgeticfJteten ffiäume einem SDtitten 3u übetiafien, insbefonbere fie 3u oermieten. 

Bcad} l}ottfail bet bet @emeinbebegörbe erteilten !ttmäcfJtigung (§ 1) finb bem 
lßerfügungsbemf)tigten bie ffiäume in angemefiener l}rift &utüd0ugeroäI)ren. Suie frrijt 
beftimmt, toenn eine !ttnigung nid)t 0ujlanbe fommt, bas Gfinigungsamt. filuf lßetlangen 
bes l3erecfJtigten gat hie @emeinbe ben her ~ügeren 3roedbcftimtrtung unb filusftattung 
entf.ptecfJenben 3uftanb bet ffinume roieber ger0ufte!Ien. 

§ 6. '.!las Q:inigungsamt entfcfJeibet nad) billigem !ttmejjen. @Seine GfntjcfJeibungen 
finb unanfed)tbat. 

§ 7. 2!uf bas lßetfalJten ocr bem Q:inigungsamte (§§ 2, 4, 5ffinben hie lBorjcf:iriften 
ber lßetotbnung, bettcffenb (finigungsiimtet, t'om 15. SDqember 1914 (ffi@l31. 511) feine 
filnroenbung. '.rlas lßctfahren ijt gebügrenftei: bas Gfinigungsamt bejlimmt, toet bie baten 
fil~Iagen- bes lßetfagrens au tragen !Jat. ~m übrigen roirb bas l!setjaI)ren butd.J ben ffieii:M, 
fan3ler geregelt. 

§ 8. :Die 2anbcs5entralbel)ötben fönnen 2(usfitgrungsbeftimmungen 5u bicjer lßer, 
otbnung erlajjen. 

§ 9. Wcad)en jidJ im l3e3irf einer @emeinbebef)örbe nac!J bcm Q:rmejjen ber 2anbe?,• 
3entralbeliörbe infolge bejonbers ftaden illcangels an filso!Jnungen auf,ergeroölJnlid)e ID1if3· 
ftänbe geltenb, fo fann hie 2anb-es0entralbel)örbe mit 3uftimmung bes ffieicfJsfan01er:'; bie 
@emeinbebe1Jötbe audj,5u anbercn als ben in ben §§ 2 bis 5 be0eid)netcn filnorbnungen 
etmä cf) tig er.. 

§ 10. illHt @elbftrnfc bis 0u eintaujenb Wcad roirb befttaft, 
1. niet einem oon bet @emeinbebe1Jötbe gemiii, § 2 erlajjenen lßetbote 0uroiberQanbclt, 
2. roer einer oon ber @emeinbebef)örbe gemäfl § 3 etlafienen llinorbnung 0uroibet , 

oorfä~lidJ eine 2!n3eigc ober eine lliustunft nidit ober nicf,Jt recf)t0eitig erjtattct . 
ober roijjcntlicfi umicfJtige ober unriollftänbigc 2lngaben madit ober eine Zle• 
jidJtigung nidJt gcftattet . 

. '3. roer einer ~norbnung ~uroiberbanbelt, bie ton einer @emeinbebef)örbc auf @mnb 
her irre gemäfl § 9 erteilten Q:,:miichtigung erlafien roorben ift. 

§ 11. :l)ieje lBcrorbmmg tritt ·mit bem :tage ber lBcrfünbung [24. 9] in Shaft. 
'.!l et fficidisfonAlcr beftimmt ben 3citpunft bes 2tui,ertrafttretenti. 

337 



~llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll: =•a1-------------------a•= =• •= ~ 1~ = = 1 1' erb an ö tl) ii r t t. .6 au u er ein~ 1 
= --- = 
1 1 
~ lr':a1:.un" ~ ~ ~ ~ ~ ~ 
§ ~ 
~ ~ ~ 
= = 1 !anöcs:J3au:6cnoff cnf d;aft 1 

württembergif d,er Uerf ebrs: 
.6eamter unö : Jlrbeiter· 

mit befd)ränft.er l)a~pfiia,t. 

nöd im Januar 1921. 

: St u t t g a r t. -

1 
S)tucf i>et !Stuttgctttet meteinsbucfJi>rucfetei. 
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'l.3erban.b .ber 
gemeinnü;igen I.Bauuereine 

'lliürttemberg5 e. S. 

~ntf c{Jfiefiung. 

~er 'l3erbanbstag bes 'l3erbanbs ber gemeinnü~igen 'Eauoereine 'IDürttem, 

bergs e. 'l3. am 6./7. :Jebruar 1926 in 'füdtarju(m (Ja! fo(genbe (l;ntfd)(iei3ung 

einftimmig geiaflt: 

1. 'Die <l;riafJrungen im 3al)re 1925 ,eigen mit erjcfJredtenber 'DeutlidJkeit, bafi bie 

gemeinnii!3ige 'Bautätigkeit il)rem ba(bigen (l;nbe entgegenfiel)t, roenn 11idJt bie 'IDol)nungs, 

baupolitik ber roürttembergifcfJen ':Regierung eine griinblicfJe 'IDanblung eriäfJrt. 6ie l)at 

in einem 'llusma[le oerjagt, roie kaum in einem anberen l;anbe 'DeutfcfJlanbs. 

2. 'Die uns - unb aucfJ bem 'IDol)nungsbau allgemein - brol)enbe illejaqr bes 

(l;diegens unb bie 'tlereroigung bes 'IDol)nungselenbs kann nur abgeroenbet roerben, roenn 

bte ':Regierung: 

a) foiort ein Jeftes 'IDol)nungsbauprogramm aui längere 6idjt auijtellt, bas ben 

'Bau oon jäf)rticfJ minbeftens 6000 'IDof)nungen mit öffentlicfJem 3ujdJuä oorjief)t, 

b) bas 'Dadef)en für gemeinnii!3ige 'llaugenoifenfcfJaiten aui ca. 60°/, ber 'llaukojten 

für eine befdJeibene 'lllof)nung, alfo aui minbejtens 7000 'JJtark pro 'lllof)nung 

bemiät, 

c) 3insiuä unb Sl:i!gung biefes 'Dadef)ens fo beftimmt, bafi bie 'lJtieten nidJt mel)r 

betragen müfjen als ein ~ünftel oom <l;inkommen bes 'JJtieters. 'Dieje 'lloraus• 

fe!Jung läfl! eine f)öf)ere 'llelajtung als 2'/, nicfJ! 0u, roooon 1°/, als Si:i!gung 

0u bctradjten roäre. 'Damit käme 'lllürttemberg enblidJ ben 'tlerf)ä!tnijjen in 

'j:lreuflen, 'llagern ufro. näf)er, 

d) al~balb 'lJta[Jnaf)men trifft. um bem 'l!lof)nungsbau erftfteUige ~gpotf)eken ,u an• 

gemeffenem 3insiuile ' in ~öf)e, oon etroa 25 bis 30°/, ber 'ßnukojten 311 oer• 

fcfJaffen, äf)nticfJ roie bas für l:anbroir!fcfJaft, ~anbmerk ujro. gejdJeqen ijt, 

e) baiür forgt, bafi ftets geniigenbe 'JJtiltet 3ur 'lle3af)lung ber öfient!idJen 3ujcfJiiITe 

oorf)anben finb, 

f) bie lllebäube•<l:ntfdjutbungsjteuer im 3uläffigen ~öcfJftja!3 ber ~riebensmiete 

if)rem 3roecfle, bem 'lllof)nungsbau, 3ujiif)rt, 

g) auf ~erabie!Jung ber 'llaukojten f)inroirkt unb 3u biejem 3roecfl riimjidJtslos 

bie fcfJärijten 'lJtittel anroenbet, um insbejonbere bie ungerecfJtferiigt f) ol)en 'µreije 

für 'ßaumateria!ien, nament!icfJ für 3ement unb 3iegelroaren, roi, jie lrnnm in 

einem anbern l:anbe bejtef)en, f)erab0ufe!Jen, 

h) ebenjo rüdtficfJtslos gegen bas jebe ~onkurren, ausfdJlie[Jenbe illebaf)ren ber 

~urteile unb Snryungen oorgel)t. 

3. 'Der 'tlerbanb legt entfcfJieben 'tlerroal)rung ein gegen bie 'JJti[JacfJtung, roeldJe bie 

':Regierung feinen 'ßeftrebungen burdJ 9licfJtentfenbung oon maflgebenben 'lJlinijterialbericfJt• 

etjtattern 0um 'tlerbanbstag nngebeif)en liei!. 
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Ein nach außen entlüftbarer Speiseschrank war eingebaut. Sämtliche Wohnungen wa­
ren mit Bad ausgestattet. Die Fülle der Aufgaben und Leistungen der Architektur be­
wies, wie fruchtbar diese kurze Zeitspanne von 1918 bis 1933 war und wie sich nach 
und nach eine reife Formgestaltung entwickelte, von der die heutige Architektur noch 
zehrt. 
Im Jahre 1932 gab es im Deutschen Reich rund 7 Millionen Arbeitslose bei etwa 
17 Millionen Beschäftigten. Die Menschen konnten sich ihre Wohnbedürfnisse wegen 
der gesunkenen Kaufkraft nicht mehr angemessen befriedigen. Obwohl es etwa eine 
Million Haushaltungen mehr gab als Wohnungen, standen in diesen Jahren Hundert­
tausende von Wohnungen leer. 
Im Jahre 1925 waren in Aalen 12 171 Einwohner gemeldet. Um der Wohnungsnot 
Herr zu werden, wurden den Bauwilligen von der Gemeinde Land und Baupläne, vom 
Reich ein Darlehen von 2 500 RM für die Erstellung von Kleinsiedlungshäusern zur 
Verfügung gestellt. 

Das „Dritte Reich" 

Als am 30. Januar 1933 Hitler durch den Reichspräsidenten Hindenburg zum Reichs­
kanzler ernannt wurde, zerbrach endgültig die Weimarer Demokratie. Die letzten de­
mokratisch durchgeführten Wahlen vom 5. März 1933 veränderten entscheidend die 
Mehrheitsverhältnisse im Reichstag und gaben den Nationalsozialisten die Möglich­
keit, das sogenannte „Ermächtigungsgesetz" zu verabschieden, das praktisch die Wei­
marer Verfassung außer Kraft setzte. Reichsgesetze konnten nunmehr durch die na­
tionalsozialistisch geführte Reichsregierung ohne Mitwirkung des Reichstages verab­
schiedet werden. Die Weimarer Verfassung wurde zwar formell niemals aufgehoben, 
jedoch hatten ihre Normen keine Verfassungskraft mehr. Die von der Reichsregierung 
erlassenen Gesetze konnten jederzeit von der Weimarer Verfassung abweichen. Damit 
war der Weg zur Diktatur freigegeben. Es begann der verhängnisvolle Abschnitt der 
deutschen Geschichte, der im Jahre 1945 mit der totalen Katastrophe für das deutsche 
Volk endete. 
Auf dem Gebiet des Wohnungswesens machte sich sehr bald der politische Um­
schwung bemerkbar. Die Förderung des Wohnungsbaus erhielt eine neue Zielrich­
tung. Sie wurde zunächst zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in das Arbeitsbeschaf­
fungsprogramm eingegliedert. In zahlreichen Anordnungen, die nach der „Machter­
greifung" erlassen wurden, überwog der planerische Einfluß des Staates. 
1935 prägte man den Begriff der Volkswohnung, deren Bau großzügig gefördert 
wurde. Rechtsgrundlage war der Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 27. Juli 1935. 
Mit Hilfe staatlicher Mittel wurde die Errichtung billigster Mietwohnungen in Ein­
und Zweifamilienhäusern gefördert, die der Unterbringung der ärmsten Schichten der 
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Bevölkerung dienen sollte, also vor allem von Familien, die bisher in Baracken, Wohn­
lauben, Kellerwohnungen und anderen Elendsquartieren gewohnt haben. Die Reichs­
darlehen wurden nur an Gemeinden und Gemeindeverbände gewährt, die sie an ge­
meinnützige Wohnungsunternehmen weitergeben konnten. Die Mieten sollten 20% 
der durchschnittlichen Einkommen dieser Bevölkerungsschichten nicht übersteigen. 
Als Miethöchstgrenze wurden monatlich 25 RM, in besonders teuren Städten 28 RM 
festgesetzt. Die Wohnfläche sollte nicht mehr als 34 m2, bei Wohnungen für Kinder­
reiche nicht mehr als 42 m' betragen. 

Wohnungsgröße der 1938 und 1939 fertiggestellten Wohnungen: 

Wohnfläche 1938 1939 
m' % % 

bis 40 32,6 26,3 
40 bis 50 36,0 35,7 
50 bis 75 27,3 33,1 

über 75 4,1 4,9 

Raumzahl 1938 1939 
% % 

2 10,3 7,0 
3 55,2 52,7 
4 24,8 29,1 
5 und mehr 9,7 11,2 

Monatliche Belastung der Mieter im Arbeiterwohnstättenbau in den Jahren 1938 und 
1939: 

Belastungshöhe 1938 1939 
RM % % 

bis 25 23,2 16,6 
25 bis 30 24,6 24,7 
30 bis 40 32,7 36,6 
40 bis 50 11,7 11,3 
50 bis 60 4,5 5,4 

über 60 3,3 5,4 
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311° unh ~bgang an ~ognungen in hen ,5agren 1919-1938. 
!8 !!l~. 1938 unb !!liertelialJti!l}efte· 3u,: 6tattfti! bei! Slleutidien lRe!dii! 2. ,l;)cft 1939) • 

.Sugang an illobnungen 

butdi 

91eubau Umbau ~bgang lRein;ugang 
,;1aq,: ini!gejamt an an 

1 % bei! 1 % bei! 
!ffiof)nungen illof)nungen 

.8afJl @efamt• .SalJl @efamt• 
1 3ugangi! 0ugangi! 

1919 ............ 60861 
1 

35 596 58,5 25 265 41,5 414.7 56 714. 
1920 ············ 108 307 75 928 70,l' 32 379 29,9 5 215 103 092 
1921 ············ 14,1498 108 596 76,7 32 902 23,3 7 275 134 223 
1922 ·· ·········· 154 970 124 273 80,2 30697 19,8 8 355 146 615 
1923 ········ ··· 125 940 100401 79,7 25 539 20,3 7 607 118 333 

192~ ············ 115 376 94807 82,2 20569 17,8 8 874 106 502 
1925 ············· 191812 164437 85,7 27 375 11,,3 12 882 178 930 
1926 ····· ·· ··· ·· 220 529 199 084 90,3 21445 9,7 14 736 205 793 
1927 ············ 306 834 284 444 92,7 22390 7,3 18199 288 635 
1928 ·· ········ ·· 330442 306 825 92,9 23 617 7,1 20 680 309 762 

1929 ············ 338 802 315 703 93,2 23 099 6,8 21120 317 682 
1930 ············ 330 260 307 933 93,2 22 327 6,8 19 289 310 971 
1931 ··········· · 251 701 231 34.2 91,9 20359 8,1 18 053 233 648 
1932 ············ 159121 131160 82,,i 27 961 17,6 17 81i6 Hl 265 
1933 ······ ···· ·· 202113 132 870 65,7 69 243 34,3 24 075 178 038 
1934 ············ 319 439 190 257 59,6 129182 ,o,, 35444 283 995 
1935 ............. 263 810 213 227 80,8 50 583 19,2 22 778 241 032 
1936 ..... . ...... , 332 370 282 466 

1 

85,0 

1 

49 904 15,0 21880 310 4.90 
L937 ............ 340 392 308 945 '90,8 31447 9,2 20335 320 057 
1938 ............ 305 526 276 276 90,,i 29 250 9,6 20 257 "285 269 

1919-1938 •..... 1 4 600 103 1 3 884 570 1 84,,i 1 715 533 1 15,6 329 057 4 271046 

~er !mognungsneubau, ~ognungsumbau unh 1Jfü:ljtlDognungsbau im ~eut1d)en . 
~cid) 1932-1938. 

(!!lie,:teljafmlf)eite ;u,: 6tatiftil bell ~cutfdicn lReidi~, 2. ,l;)cft 1939.) 

211 of)nungi!b au 
\Je i di t . 

IDitilaiffern (1932 - 100) m of)• 
nungS• 

ffettig• baDon butdi bau 

.;}af)r geite Ute !BauDo!!en• l!!lof)nung>lbau \Jcid)t. 
l!!lof)• \Reubau Umbau bungcn in lDOfi•· 

nungen 1 000 cbm 

ga:en I\Reubau I Umbau 

nung"9 
ins• .8afil 

1 

.,. .8afJl 
1 

., . umbauten bau 
gejamt !Raume<! 

1932 .... 159121 131160 82,J 27 961 17,6 36563 100 100 100 100 
1933 .... 202113 132 870 65 ,7 69 243 34,3 34 343 127 101 2'8 94 
1934 .. .. 319 439 190 257 59,6 129 182 40,,i 39169 201 145 462 107 
1935') .•• 263 810 213 227 .80,8 50583 19,2. 56835 166 163 181 1SS 
1936 .... 332 370 282 466 85,0 49 904 15,0 72413° 209 · 215 179 198 
1937 .••. 340 392 308 945 90,8 31447 9,2 76 509 2H 236 113 209 
1938 .••. 1 305 526 276 276 

1 
90,4 29 250 1 9,6 77 060 192 1 211 1 105 1 211 

') ,l;)ie,: unb in ben faigenben 1lbetiiditen entgalten bie .8afJlen fett 1935 audi bie <hgeoni!fe fü,: bai 
(5aa,:lanb. ;l)e,: !llnteil be!l 6aarlanb!l an ber gejamten 18 autätig!dt be!l lReidi!l beträgt tb. 1 %. 
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~er !8au non SHcin•, IDHtte!• unb ®roi;tuoljnungen im ~aljrc 1938. 
(lB!ertdjabdbefte ;,ur IStatift!Y bei S)eutfdien Ule!dill, 2. ~eft 1939.) 

!Jleu6au• 
baninter 2Jlo{jnungen mit •••• !ll!ogm,iumen') 

@rölie 
ber !Jleu6aurno{jnungen !tlOQ• 

1 1 

7 unb 

1 
17 Ultl) Qlemetnben m!t nungen 1 ) 1-3 4--6 me(jt 1-3 4--6 

•••• Cl!nrnognern tnigejamt me(jr 

3afil .,,,. -
1938 

unter 2000 ....... 56020 23 582 30558 1880 4Z,1 54,5 J,, 
2000 

" 
5 000 ····· · · 30202 12177 16 984 1041 40,J 56,2 J,5 

5 000 
" 

10 000 ...... . 23154 10 300 - 12150 704 '4,5 52,5 J,o 
10000 

" 
20000 ....... 23 311 10881 

1 

11854 576 46,7 50,8 2,5 
20000 

" 
50 000 ....... 30425 15 091 14 704 630 49,6 48,3 2,1 

50 000 
" 

100 000 ....... 16 599 S2U 8 009 349 49,6 48,3 

1 

2,1 
100 000 unb me{jr ......••. 96 565 56 924 37423 2 218 58,9 38,8 2,J 

.(Jnegeiamt 1938 ..... ..... 276 276 137196 131682 7 398 49,6 47,7 Z,7 

1937 1 ) 

unter 2 000 ....... 56 366 24 614 29 566 2186 43,7 5Z,4 3,9 
2 ooo &ie 5 000 ....... 33 697 13 597 18 888 1212 40,3 56,1 3,6 
5 000 

" 
10000 ....... 26 010 11708 13·397 905 45,0 51,5 J,5 

10000 
" 

20000 ......... 26640 11629 14 243 768 43,6 53,5 2,9 
20000 . 50000 . ...... 33 783 15 748 16 971 1064 46,6 50,Z J,Z 
50000 . 100 000 . .. .... 21341 10 721 10018 602 50,2 47,0 2,8 

100 000 unb mebr ......... 111108 54 025 52551 4532 48,6 47,3 4,1 

.anegefamt 1937 .......... 308 946 1 142 042 1 155 634 1 11269 l 46,0 1 so,, 1 J,S 

1) O!me llm&autrn. 
'l ~ücne ali l!!lo{jnraum geredmet. 
'l Umgeredinet auf ben Qle&truftanb ber etn;,elnen <!!emeinben llon Cmbe 1938. 

~nteil ber !8auqcnen an bem im Jaljre 1938 neucrrid)tcten !moljnungcn nadj 
~emeinbegrösentlaijen. 

(l!!lirtfdjait unb IStat!ft!Y 1939, ~eft 11). 

fflognungen tn !!Bo(jnge&,iuben ertiditet non 

öffentl!cnen geme!nnül!tgen !!Bog. 
l)rillaten !Bau(jerren l?ö'q)etjcfJaften nungllunterne{jmen 

Qlemetnben mit ••• (iintoognern 
barunter · barunter barunter 

!nigefamt JfüintoDQ• !nigefamt 
l?letnroob• 

inigejamt 
l?letnn:,ofJ• 

nungen 1 ) nungen 1 ) nungen 1 ) 

tn ~~ in% in% 

unter 2 000 • ••••••••.••••. 4946 36,9 8 673 '4,7 42 067 42,1 
2 000 &ii 5000 ............... 2 208 37,5 7 020 48,4 20 828 37,9 
5 000 . 10 000 .••••.... • •..•. 1621 42,7 7 620 58,8 13 840 36,9 

10 000 
" 

20 000 .•.. • ...• • .••.. 937 58,0 9 707 57,4 12·594 37,6 
20 000 . 50 000 .••••..••..•.•. 1382 49,3 14 817 61,2 14053 37,6 
50000 

" 
100 000 .•••..••.•...•. 477 

1 

41,3 9129 58,0 6 907 39,4 
100 000 unb me!Jr ·········· ·· ··· 3 277 62 ,5 40007 71 ,5 52 962 49 ,4 

~eutjdje!l Ule!dj 1938 ············· 14. 848 

1 

45,9 

1 
96 973 

1 

62,2 163 251 

1 

42,6 
1937 .... ........ . 14629 57,0 91253 60,0 201672 38.9 

1 ) llllognungen mit 1 ois 3 ID:lo[inriiumen (einjdjl. l?ücfJe). 
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Der durchschnittliche Kostensatz je Wohnung betrug im Jahre 1938 bei den einzelnen 
Maßnahmen: 

Kleinsiedlung, amtliche Maßnahme 
Sonstige Kleinsiedlung 
Volkswohnungen 
Sonstige Kleinwohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern 
Sonstige Mietwohnungen 

7 178 RM 
7 210 RM 
5 689 RM 

10 290 RM 
8 004 RM 

Bereits in den Krisenjahren 1931 und 1932 wurde der Kleinwohnungsbau durch 
Reichsbürgschaften gefördert. Die Wohnungen mußten für die minderbemittelte Be­
völkerung bestimmt sein. Bei den Geschoßwohnungen sollte die nutzbare Wohnflä­
che 75 m2, äußerstenfalls 90 m2, bei Einfamilienhäusern 100 m2, äußerstenfalls 120 m2, 

nicht übersteigen. Die Mieten und Lasten mußten auf die Dauer wirtschaftlich tragbar 
sem. 
Die im Jahre 1931 ins Leben gerufene Kleinsiedlungsmaßnahme war eine ausgespro­
chene Wohlfahrts- und Fürsorgemaßnahme zugunsten von Erwerbslosen und später 
auch von Kurzarbeitern. In der nationalsozialistischen Ära erfolgte ein grundsätz­
licher Wandel. Durch diese Maßnahme sollten nunmehr solche Bewerber angesiedelt 
werden, die sich in einem stetigen Arbeitsverhältnis befanden und denen durch die Be­
wirtschaftung ihrer Siedlerstelle und den damit verbundenen Wirtschaftsertrag zu ei­
ner Ergänzung ihres Einkommens verholfen werden sollte. Die Kleinsiedlung sollte 
den Arbeiter krisenfest machen. Als Siedlungsanwärter waren zugelassen „alle ehrba­
ren minderbemittelten Volksgenossen, die ebenfalls wie ihre Ehefrauen deutsche 
Reichsangehörige, deutschen oder artverwandten Blutes, politisch zuverlässig und 
erbgesund sind" . Nach einer dreijährigen Probezeit, während der die Siedlerstelle nur 
pachtweise überlassen war, sollte im Falle der Bewährung die Übereignung des 
Grundstücks an den Siedler bzw. die Bestellung eines Erbbaurechts auf die Dauer von 
mindestens 60 Jahren erfolgen. Zwingend vorgeschrieben war ebenfalls in der Regel 
die Selbst- und Nachbarhilfe beim Bau der Kleinsiedlung. 
Seit 1937 wurde auch die Schaffung einwandfreier Wohnungen für ländliche Hand­
werker gefördert. Die Finanzierung erfolgte im wesentlichen durch Darlehen der 
Preußischen Landesrentenbank. 
Mit dem Beginn des Zweiten Weltkrieges kam die Wohnungsbautätigkeit infolge feh­
lender Arbeitskräfte und Baustoffe weitgehend zum Erliegen. Formell wurde dann 
vom Generalbevollmächtigten für die Regelung der Bauwirtschaft durch Erlaß vom 
16. Februar 1940 ein Bauverbot ausgesprochen. Nur als utopisch kann man es be­
zeichnen, wenn der Erlaß des Führers zur Vorbereitung des deutschen Wohnungs­
baus vom 15. November 1940 nach dem Kriege mitunter als die „Magna Charta" des 
Wohnungsbaus befeichnet wurde. Die Präambel des Erlasses macht die Zielsetzung 
deutlich: ,,Der erfolgreiche Ausgang dieses Krieges wird das Deutsche Reich vor Auf-
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gaben stellen, die es nur durch eine Steigerung seiner Bevölkerungszahl zu erfüllen 
vermag. Es ist daher notwendig, daß durch Geburtenzuwachs die Lücken geschlossen 
werden, die der Krieg dem Volkskörper geschlagen hat. Deshalb muß der neue deut­
sche Wohnungsbau in der Zukunft den Voraussetzungen für ein gesundes Leben kin­
derreicher Familien entsprechen. Um die sofortige Inangriffnahme eines dieser 
Grundsätze entsprechenden Wohnungsbauprogramms nach dem Krieg zu gewähr­
leisten, sind schon jetzt vorbereitende Maßnahmen zu treffen." Der Erlaß blieb 
ohne Auswirkungen und erledigte sich mit dem Ende des Zweiten Weltkrieges von 
selbst. 
Noch in den letzten Tagen des Krieges (17. April 1945) erfolgte ein Großangriff der 
Amerikaner auf das Stadtgebiet von Aalen. In einer ersten Welle gegen 18.30 Uhr 
wurde das Gelände von der Mühlstraße (heute Julius-Bausch-Straße) bis zum Zeug­
amt an der Oberen Bahnstraße getroffen. Vollständig zerstört wurde das Geschäfts­
haus von W.M. Maier, die landwirtschaftlichen Anwesen von Fuchs, Seibold, Birk­
hold und Vaas, die Wohnhäuser von Brendle, Rettenmaier, Enßle, Kurfeß, Wiedmann 
und Sannwald, die Gärtnerei Zeller, die Seilerei Hiermaier und das Heereszeugamt. 
Schwer beschädigt war der Kreuzkeller. In der benachbarten Brunnenstraße war das 
landwirtschaftliche Anwesen von Streicher sowie die umliegenden Häuser Opfer des 
Angriffs. 
Um 18.48 Uhr erfolgte ein zweiter Angriff. Die Wirkung war katastrophal. In der 
Bahnhofstraße, in der Kocherstraße (heute Oesterleinstraße) und in der Gerberstraße 
waren Wohngebäude betroffen. Schwer beschädigt war ein Laborantenbau, der „Wal­
fisch", der _ _,, Wilde Mann" und das alte Wohnhaus von Gottfried Simon Söhne. 
Schwere Schäden hatten auch die Häuser um den Güterbahnhof erlitten. Besonders 
schwer mitgenommen war das Bahnhofsgebäude. Das Kino, die Buchhandlung 
Henne und das Hotel „Zum Kronprinz" waren völlig, die Metzgerei Meidert teilweise 
zerstört, die Nachbarhäuser mehr oder weniger schwer beschädigt. In der Olgastraße 
(heute Wilhelm-Zapf-Straße) lagen der Saal des evangelischen Vereinshauses und die 
Gärtnerei Schwarz in Trümmer. 
Bei dem Angriff am 17. April 1945 waren 33 Menschenopfer zu beklagen. Über die 
Hälfte davon kamen durch Verschüttungen ums Leben (vgl. Hugo Theurer, Aalen im 
Zweiten Weltkrieg, Aalen 1951). Die infolge des Angriffs Obdachlosen mußten bei 
Freunden und Verwandten Unterschlupf suchen. Zugleich verstärkte der Zuzug von 
Evakuierten und Ausgebombten aus den Großstädten die Wohnungsnot noch. 

Die Nachkriegszeit 

Die Wohnungsnachfrage war nach dem Zweiten Weltkrieg jahrelang die soziale Frage 
Nummer eins. Tatsächlich übertraf das Übermaß an Wohnungselend qualitativer und 
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quantitativer Art die schlimmsten Befürchtungen. Von den 18,4 Millionen Wohnun­
gen im Reichsgebiet von 1940- in den Grenzen von 1937 - gingen 6 Millionen durch 
Zerstörung und Räumung der Gebiete östlich der Oder-Neiße-Linie 1945 verloren. 
Durch den Flüchtlingsstrom der Ostvertriebenen verschärfte sich die Situation we­
sentlich. Der Wohnungsfehlbestand betrug 1949 auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland 4,5 Millionen Wohnungen. Der Zweite Weltkrieg ließ einen herunterge­
wirtschafteten und zu erheblichem Teil zerstörten Wohnungsbestand zurück. Der in 
den ersten Jahren nach 1945 nur langsam anlaufende Wiederaufbau erfolgte ohne um­
fassende Gesamtplanung auf den alten Fundamenten unter Ausnutzung der verbliebe­
nen Hausruinen. Es galt, möglichst vielen möglichst rasch ein Dach über dem Kopf zu 
beschaffen. Millionen mehr oder weniger schwer beschädigter oder zerstörter Wohn­
häuser mußten mit unzureichenden Baustoffen wieder notdürftig benutzbar gemacht 
werden. 
Bis zum Jahre 1947 ging die Einwohnerzahl der Stadt Aalen durch den Strom der 
Flüchtlinge und Heimatvertriebenen aus den deutschen Ostgebieten sprunghaft in die 
Höhe. Beinahe 25 000 Einwohner wurden in diesem Jahr gezählt. Eine große Woh­
nungsnot, ja ein Wohnungselend war die Folge. Die Menschen lebten zusammenge­
pfercht auf engstem Raum. Die Remonte, Schulen und Turnhallen wurden zu Not­
quartieren umfunktioniert. Oft bewohnte eine mehrköpfige Familie ein einziges Zim­
mer. Mutige Männer ergriffen in dieser Zeit die Initiative. Man war sich einig, der 
Wohnungsbau war die einzige Rettung. 
Am 25. April 1949 wurde die Heimstätten-Genossenschaft gegründet. Den Bauwilli­
gen fehlte es jedoch an Geld und Material. ,,Zuerst bauen, dann sparen", hieß die De­
vise, und für die Bauherren folgte eine harte Zeit des Entbehrens. Erste Bedingung war 
die Beschränkung auf das Nötigste. Die Knappheit des Geldes zwang zu einfachen 
Siedlerhäusern. Die Zielsetzung hieß: Mit wenig Geld viele Wohnungen bauen. Mit 
einem ungebrochenen Willen gingen die Mitglieder der Genossenschaft ans Werk. Die 
Hilfe zur Selbsthilfe war bewunderswert. Ohne Einsatz von Maschinen konnte bereits 
vier Monate nach Gründung der Genossenschaft bei den ersten 17 Häusern Richtfest 
gefeiert werden. 
Den Grund und Boden stellte die Stadt Aalen in der Anfangszeit zu einem Quadrat­
meter-Preis von 2,50 DM zur Verfügung. Ein Siedlerhaus kostete 22 000 DM, was für 
die Bauherren, die oftmals ohne wesentliche Ersparnisse dastanden, eine Menge Geld 
darstellte. Im Pelzwasen baute die Heimstätten-Genossenschaft zwischen 1949 und 
1955 allein 126 Häuser. Zugleich war die Genossenschaft auch in anderen Stadtgebie­
ten tätig. Im Hünfeld, am Kälblesrain und auf der Heide entstanden in den Folgejah­
ren mustergültige Wohnanlagen. Auch heute noch sind die Siedlungen als Musterbei­
spiele im Lande anzusehen. 
Der erhebliche wirtschaftliche Aufschwung-insbesondere nach 1948-war die Ursa­
che, daß es im Stadtgebiet zu einem verstärkten Zuzug von Arbeitskräften kam. Für 
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Cter;tü.ndet 19 3 5 

Wohnungbau Aalen 
Ci mbH. 

Aalen/Württ. · Rathaus 

<,E<;RüNDET 1935 

Bau 

von Mietwohnungen und Eigenheimen 

Kreisbaugenossenschaft Aalen / Württ. 
e GmbH., Sitz Wasseralfingen 

BAULEISTUNG: 

Vor dem Krieg: 302 Erwerbshäuser mit 421 WE 

Noch dem Krieg: 1095 Erwerbshäuser mit 2084 WE 

148 Mietshäuser mit 

zus. 1545 Häuser mit 

719 WE 

3284 WE 

2139° Mitglieder mit 2561 Anteilen 

Heimstätten-Genossenschaft Aalen eGmbH. Aalen/Württ. 

Eigenheim in Aalen.Hüttfeld Bauherr: Heimstötten•Genossensd,oft 

Aalen eGmbH. Aolen/Wttbg. Baujahr 1952 Ar~itekt: Emil Apprid,, Aalen 

Gerokstroße 26 · Telefon 15 69 

Gemeinnütziges Wohnungsunterneh­

men, erstrebt in erster Linie den Bau 

von Eigenheimen. 
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A u f s t e 1 1 u n g 

über die 
Selbst-u~ Nachbarschaftshilfe die vom Bauherrn übernommen.wird, 

Einrichten der Baustelle, Zufahrtswege, 1Ja.sseranschluss,Bauabort 
80 Std, 

Aushub der Baugrube mittlerer Boden ca 180 obm 450 11 

Aushub der Zu-.-u. Abwassergräben ca 35 cbm 150 i; 

Nach Fertigstellung, l"Jiedereinfülleri. des Arbeitsraumes 
u, der Rohrgräben,samt Aufbringen v. Mutterboden ca7ocb24o " 
Anbringen des Schnurgerüstes 
Transport u, Abladen von Baustoffen -ca 180 cbm 
Fundamentbeton 1 :12 ca 1o cbm 
Aufgehender 1:Jandbeton 1 :1o ca 8 cbm 

2o · 11 

160, II 

7o II 

80 ll 

Mauerwerk im Untergeschoss füT Umfassungs-g.,mittleTe 
Tragwand aus Kalksplitt-Hohlblock 49/30/23 ca 21 cbm 190 " 
dito für Zwischenwände 175 stk ca 1 o cbm 7o 11 

Verlegen u. Betonieren der Beton-Balkende.cke ca 85 cbm 220 11 

Mauerwerk der Umfas~ungswEi.nde im Erd-u.Dachgeschoss aus 
Bimssteine 49/24/23 samt Anbringen eines Giebelgesims 270 11 

dito fUr Zwischenwände 11 5 cm stk aus Bimssteine ca135 175 11 

Eindecken des Daches mit Doppelfalzziegel ca 140 qm 130 11 

Einspeisen de:r Fir-stziegel u,des Giebelanschlusses 3o 11 

Verlegen der JsolieTpappe ca 4o qm 5 11 

Jnnertolanstrich der Außenwände gegen Grund -ca 60 qm 25 11 

Verlegen der Sickerröhren ~ 8 ca 4om 15 11 

Einbringen der Steinbeigung ringsum ca 60 qm 15 stk 55 11 

Versetzen der Kaminsteine 25/25 ca 1o,75 stgm 4o 11 

Anbringen von 2 Lagen Bauplatten mit PeroaloTunterlage 
an den inneren Dachschrägen ca 35 qm 45 11 

Ausmauern zwischen den Sparren im Abort(Daohgeschoss)samt 
Einsetzen deT Dachfenster ca 3 qm 15 11 

Aufnageln deT Decken im Erd-u,Dachgeschoss mit 18 mm 
BretteT ca 124 qm 60 11 

Anbringen der Rohr-u,Balkenmatten ca 130 qm 5'0 11 

Ausstreichen der Balkenfächer mit Lehm a'lif ß_trohunterl 35 11 

Ausfüllen deT Balkenfächer mit Schlacke ca 8 obm 3o 11 

Einschalen Betonieren·~. Verputzen der Abort-Klärgrube 
samt einsetzen d,Ein-u,T.Tberlaufrohre u,d, Grubendeckel 9o 11 

dito Sammelschacht 80/80 i,1,, 3o 11 

Verlegen deT Abvmsserrohre im Untergesch. von Waschltiiche 
KUchen-u.Badabfluss zum Sammelschacht samt Aushub u, 
Wiedereinfüllen 38 11 

Setzen von 2 Senkkästen 1o n 

Einbringen eineT 12 cm starken Vorlage im Untergeschoss '% 11 
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ü b e r t r a g : 

Einbringen des Betons fü:r Böden im Untergeschoss 
1o cm stk. ca 75 qm 

Aufbringen des Zementglattstriches 75 qm 
Ausgießen der Mauerschlitze u. Deckeneinbrüche der 
Jnstallationsrohre 
Versetzen von 5 Kellerstufen außen samt Fundament u . 
Backenmauerwerk 
Jnnere Eisenbetontreppe zum Keller ca 4,5 qm samt 
Einschalen, Armieren u . Betonieren 
Kunststeintreppe am Hauseingang ca 7i2o m samt Beton­
ieren des Podestes u. Aufmauern der Widerlager 
Verlegen des Bühnenbodens ca 55 qm 
Verlegen der.Zimmerböden ca 130 qm 

2968 

140 

5o 

35 

35 

7o 

60 

2'0 

65 
Grundieren u. Streichen der Türen, Fenster u. Dachladen-
verschalung 120 
An.legen von Wegent Einplanieren des Geländes, Erstellen 
von Garteneinfrieaigungen 145 

3708 Std. a DM 3,2o 

Zusammen: 

-= 11 800.- DM 
============= \ 

r 

H . t;;tten-G2nos:,en.:ic1,uft e1ms a • · 
Aale._n0 ~ 

e.G.m:9;7"/~-t' 

Std 

1; 

" 

" 
ll 

II 

" 
n 

II 

" 
il 
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Typisches „Heimstätten-Haus", Baujahr 1960/ 61 . 

die Stadt Aalen ergaben sich dadurch riesige Aufgaben.Weiträumige Wohnsiedlungen 
entstanden u.a. im Hüttfeld, am Rötenberg und an der Friedrichstraße. Umfangreiche 
Erschließungsmaßnahmen mußten durchgeführt werden. Aufgabe der Stadtverwal­
tung war es, die Infrastruktur den geänderten Verhältnissen anzupassen. 
Auf Initiative der Firma Spießhofer und Braun entstand unterhalb des Langert die Tri­
umphsiedlung. Ein weiteres Wohngebiet wurde in den sechziger Jahren auf dem Ge­
lände des ehemaligen „Grauleshofes" errichtet. 
Durch den Zuzug von Arbeitskräften, und zwar nicht nur aus allen Teilen des Landes, 
sondern auch in verstärktem Maße durch den Einsatz ausländischer Gastarbeiter war 
die Wohnungsnachfrage auch in den siebziger Jahren unverändert groß. 
1970 erfolgte im Zusammenhang mit der Verwaltungs- und Gebietsreform der An­
schluß von Waldhausen an die Kernstadt. Bis zum Jahre 1975 wurden die Gemeinden 
Ebnat (1972), Dewangen (1973), Fachsenfeld (1973), Unterkochen (1973), Wasseral­
fingen (1975) und Hofen (1975) der Stadt Aalen angegliedert. Damit stieg die Einwoh­
nerzahl in den Jahren 1970 bis 1990 um über 70 % auf 63 920. In den Teilgemeinden 
entstanden mustergültige Wohnsiedlungen. 
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Trotz eines riesigen Bauvolumens in den 1960er und l 970er Jahren sprach man Anfang 
der 1980er Jahre wieder von einem Wohnungshochbedarf. Mehrere Faktoren waren 
dafür verantwortlich: Die Ansprüche nach Wohnraum waren weiter gestiegen. Nach­
dem das bloße „Dach über dem Kopf" erreicht war, bestand nun zunehmendes Inter­
esse an einer Verbesserung der Wohnsituation im engeren (Größe, Ausstattung und 
Gliederung) und im weiteren (Lage, Sozialstruktur, Verkehrsverbindung und Ar­
beitsplatznähe) Sinne. 
Der Grund und Boden in Ballungsräumen wurde knapper und teurer, so daß qualita­
tiv besserer Wohnraum in nennenswertem Umfang nur durch Modernisierung oder 
Sanierung geschaffen werden konnte. 
Zugleich änderte sich die Gesellschaftsstruktur. Als Sozialwohnung galt lange Zeit 
eine Wohnung mit drei Zimmern für ein Ehepaar mit einem oder zwei Kindern als aus­
reichend. 1980 betrug die durchschnittliche Belegungsdichte einer Wohnung jedoch 
nur noch 2,5 Personen. Zugleich stieg die Zahl der Rentnerhaushalte stetig an. Ähn­
lich verhielt es sich mit den Heranwachsenden. Ihr Streben gilt in der Zwischenzeit 
mehr und mehr der Selbständigkeit, d.h. den eigenen vier Wänden. Des weiteren 
gewannen andere Formen des Zusammenlebens gegenüber der Kernfamilie an Bo­
den. 
Mitte der 1980er Jahre machten -vor allem im norddeutschen Raum - W ohnungsleer­
stände Schlagzeilen. Schon nach kurzer Zeit hatte sich der Wind jedoch wieder ge­
dreht. Für Presse, Funk und Fernsehen ist die Wohnungsversorgung damit wieder 
zum beliebten Thema geworden. Leerstände, wie noch vor geraumer Zeit vorhan­
den, gibt es nicht mehr. Wachsende Nachfrage trifft auf ein nicht ausreichendes An­
gebot. 
Tausende, vor allem aus dem Gebiet der ehemaligen DDR kamen in den Jahren 
1989/90 in die Bundesrepublik. Sie brauchten nicht nur Arbeit, Nahrung und Klei­
dung; sie alle mußten mit Wohnraum versorgt werden. Wieder wurden Notunter­
künfte in Turnhallen und Schulen eingerichtet. Familien mußten in Hotels und Gast­
höfe behelfsmäßig untergebracht werden. 
In Aalen wurde die Turnhalle im Weidenfeld für längere Zeit „Wohnung" für Über­
siedler. Die Stadtverwaltung erkannte sehr rasch den Handlungsbedarf. An der Stei­
nertgasse in Unterrombach wurden Sozialwohnungen für Wohnungssuchende er­
stellt. 
Durch die Zusammenballung von Angebotsverknappung und Nachfrageverstärkung 
wird es jedoch auch in Zukunft in Aalen und in den umliegenden Gemeinden für eine 
große Zahl von Menschen erhebliche Schwierigkeiten geben, eine angemessene Woh­
nung zu finden. Die individuellen Schicksale und Notlagen dürfen daher nicht unbe­
achtet bleiben. 
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Schlußbemerkung 

Der Verfasser hat mit diesem Aufsatz und der Veröffentlichung „Von der Höhle zur 
Mietskaserne" (vgl. AalenerJahrbuch 1990, S. 137-151) den Versuch unternommen, 
einen Abriß über 30 000 Jahre Geschichte an Hand der jeweiligen Wohnsituation dar­
zustellen. Dem Leser sollte bewußt werden, wie eng die politischen Verhältnisse mit 
der W ohimngsversorgung im Zusammenhang zu sehen sind. 
Auch die kommenden Jahre stellen die Wohnungswirtschaft vor Herausforderungen, 
die anklingen an die Situation um 1949. Denn die Bundesrepublik geht nicht nur mit 
einem Wohnungsdefizit von einer Million Wohnungen in die nächsten Jahre, vielmehr 
wird- bedingt durch demographische und ökonomische Entwicklungen - auch in den 
kommenden Jahren die Wohnungsnachfrage weiter steigen. 
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